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Haußmann: Frauengesundheit muss in der öffentlichen Wahrnehung eine
größere Rolle spielen

Den Besonderheiten beider Geschlechter in Medizin und Pflege mehr Rechnung tragen - Das Thema
Frauengesundheit sollte nach Meinung des sozial- und frauenpolitischen Sprechers der FDP-
Landtagsfraktion, Jochen Haußmann, in der öffentlichen Wahrnehmung eine größere Rolle spielen. Die
gleichen Krankheiten hätten bei Männern und Frauen oftmals einen unterschiedlichen Verlauf oder
zeigten unterschiedliche Symptome. "Von zentraler Bedeutung für mich ist, dass den Besonderheiten
beider Geschlechter in der Medizin und in der Pflege mehr Rechnung getragen wird", so Haußmann in
einer Landtagsdebatte.

Wie Haußmann sagte, gingen Frauen ein größeres Risiko ein, infolge des Rauchens gesundheitlichen
Schaden zu nehmen – beispielsweise durch Herz-Kreislauferkrankungen. Auch hätten Frauen nach der
Menopause ein erhöhtes Herzinfarktrisiko. Haußmann verwies auch auf die möglichen Belastungen und
Risiken bei der Schwangerschaftsverhütung durch die Antibabypille. Auch dieses Thema sollte in
verantwortlicher Weise noch mehr öffentlich gemacht werden. Nach den Worten von Haußmann kommt
inzwischen ein Drittel aller Neugeborenen durch Kaiserschnitt zur Welt. Im Vergleich zu einer natürlichen
Geburt sei hier das Sterblichkeitsrisiko höher. Begründet werde dies unter anderem mit dem steigenden
Alter der Gebärenden. Das Gesundheitssystem werde allerdings stärker belastet: Mit einer Fallpauschale
in Höhe von rund 2400 Euro liege ein Kaiserschnitt rund 40 Prozent über den Kosten einer Entbindung
auf natürlichem Wege.Haußmann forderte die Landesregierung auf, sich dem Thema
Genitalverstümmelung bei Frauen nicht nur durch einen Runden Tisch anzunehmen. „Unser ehemaliger
Justizminister Professor Dr. Goll hatte dazu bereits eine Bundesratsinitiative mit dem Ziel gestartet, mit
einem Paragraphen 226 a im Strafgesetzbuch einen eigenen Straftatbestand zu schaffen. Ich wünsche
mir, dass das Sozial- und das Integrationsministerium dieses Thema, das für die betroffenen Frauen von
großer Tragik ist, als wesentliches Handlungsfeld definiert“, so Haußmann.


